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Vorbemerkungen 

Bestandteile des Bebauungsplanes: 

- Planzeichnung mit textlichen Festsetzungen und örtlichen Bauvorschriften (Rechtsplan vom 

09.10.2025), 

- Begründung vom 09.10.2025. 

Rechtsgrundlagen des Bebauungsplanes: 

Bundesgesetze 

- Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt 

geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394). 

- Verordnung über die die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung -

BauNVO) in der Fassung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch 

Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176). 

- Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des 

Planinhaltes (Planzeichenverordnung - PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 | 

S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 | 

Nr. 189). 

- Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in der Fassung vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), 

zuletzt geändert durch Artikel 48 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBl. I Nr. 323). 

- Wasserhaushaltsgesetz (WHG) in der Fassung vom 31. Juli 2009 (BGBl. | S. 2585), zuletzt 

geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 | Nr. 189). 

- Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) in der Fassung vom 17. März 1998 (BGBl. | S. 

502), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. | S. 306). 

- Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in der Fassung vom 17. Mai 2013 (BGBl. | S. 

1274; 2021 | S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 12. August 2025 

(BGBl. 2025 | Nr. 189). 

- Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. | S. 540), zuletzt geändert durch Artikel 10 des 

Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBl. 2024 | Nr. 52). 

- Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG 2023) vom 21. Juli 2014 (BGBl. | S. 1066), zuletzt 

geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Februar 2025 (BGBl. 2025 | Nr. 52). 

Landesgesetze 

- Denkmalschutzgesetz (DSchG) in der Fassung vom 6. Dezember 1983 (GBl. 1983 S. 

797), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 7. Februar 2023 (GBl. S. 26, 42). 

- Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (Gemeindeordnung - GemO) in der 

Fassung vom 24. Juli 2000 (GBl. 2000 S. 581; ber. S. 698), zuletzt mehrfach geändert, § 

37a neu gefasst und § 140a aufgehoben durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juli 2025 

(GBl. 2025 Nr. 71). 

- Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung vom 5. März 2010 

(GBl. 2010 S. 357, 358, 416), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. März 

2025 (GBl. 2025 Nr. 25). 



     

          

   

     

     

   

      

           

 

       

    

 

   

   

 

- Landesplanungsgesetz Baden-Württemberg (LplG) in der Fassung vom 10. Juli 2003 

(GBl. 2003 S. 357, 358, 416), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 22. Juli 

2025 (GBl. 2025 Nr. 71). 

- Gesetz zur Ausführung des Bundes-Bodenschutzgesetzes (Landes-Bodenschutz- und 

- Altlastengesetz - LBodSchAG) vom 14. Dezember 2004 (GBl. S. 908), geändert durch 

Artikel 3 des Gesetzes vom 17. Dezember 2020 (GBl. S. 1233, 1247). 

- Straßengesetz für Baden-Württemberg (StrG) in der Fassung vom 11. Mai 1992 (GBl. 

S. 329, 683), zuletzt geändert durch Artikel 15 des Gesetzes vom 7. Februar 2023 (GBl. 

S. 26, 46). 

- Wassergesetz für Baden-Württemberg (WG) vom 3. Dezember 2013 (GBl. S. 389), 

zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 7. Februar 2023 (GBl. S. 26, 43). 

Gemäß § 13a Abs. 2 BauGB ist im beschleunigten Verfahren keine Umweltprüfung durchzuführen 

und kein Umweltbericht zu erstellen. 



 

 

 

    

 

     

          

     

         

 

 

  

    

  

     

 

    

 

 

        

           

      

   

      

     

   

     

  

  
 

 
 

      

           
 

  
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 

1. Anlass und Ziel der Planung 

Die Stadt Hemsbach befindet sich im Norden Baden-Württembergs, im Rhein-Neckar-Kreis und 

gehört somit auch zur Metropolregion Rhein-Neckar. Unter anderem aufgrund dieser attraktiven 

Wohnlage wird für Hemsbach in den nächsten Jahren ein kontinuierliches Einwohnerwachstum 

prognostiziert. Nach letztem Stand von Dezember 2023 weist die Stadt rund 11.884 Einwohner 

auf. 

Bevölkerungswachstum ist allerdings auch mit steigendem Wohnraumbedarf verbunden, welcher 

aufgrund fehlender Flächen immer knapper wird. Nachverdichtung und Innenentwicklung sind 

hierbei wichtige Instrumente, um darüber hinaus den Bedarf an Wohnraum decken zu können. Mit 

dem Grundsatz der Innen- vor Außenentwicklung und dem schonenden Umgang von Grund und 

Boden (§ 2a Abs. 1 BauGB) zielt Hemsbach darauf ab, weitere Nachverdichtungspotenziale inner-

halb der bebauten Ortslagen ausfindig zu machen und diese planungsrechtlich für eine maßvolle 

Nachverdichtung vorzubereiten. 

Ziel des Bebauungsplans ist die�Änderung des�Bebauungsplans�Nr.�41�„Straßenäcker I“ im Bereich 

des Flurstücks 4679 zur Schaffung von Wohnraum. Auf dem genannten Flurstück befand sich ein 

Spielplatz, welcher nicht mehr genutzt wird und bereits abgeräumt wurde. Im Zuge der Erweite-

rung des Spielplatzangebots im Stadtgebiet wurde 1995 erstmals der Spielplatz in der Uhland-

straße, südlich des Friedhofs errichtet. Im Rahmen der Angebotserweiterung wurde zunächst eine 

Neukonzeption des Spielplatzes in der Scheffelstraße in Angriff genommen, welche verworfen 

wurde, da der neu errichtete Spielplatz in der Uhlandstraße den Bedarf mit abdeckte. Letzterer 

wurde im Jahr 2023 neugestaltet. Die Notwendigkeit der Nutzung des Flurstücks 4679 als Spiel-

platz war nicht mehr gegeben. Damit die Fläche im Rahmen der Wohnraumschaffung im Innenbe-

reich weiterhin genutzt werden kann, wird�der Bebauungsplan N. 83 „Scheffelstraße“ aufgestellt.��

2. Derzeitiges Planungsrecht und Verfahrensart 

Die Änderung umfasst die Fläche des Flurstücks 4679, das zuletzt als Spielplatz genutzt wurde. 

Im�Bebauungsplan�Nr.�41�„Straßenäcker�I“�ist�das�Flurstück�als�öffentliche Grünfläche mit�der 
Zweckbestimmung „Spielplatz“ festgesetzt. Diese Festsetzung stellt einen Grundzug der Planung��
dar, daher muss der Bebauungsplan geändert werden. 
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Abbildung 1: Ausschnitt�aus dem Bebauungsplan�Nr. 41 „Straßenäcker�I“, rechtskräftig seit�7. Juni�1973��

Der Bebauungsplan wird als „Bebauungsplan der Innenentwicklung“ gemäß den Vorschriften�des 
§ 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB im beschleunigten Verfahren aufgestellt. Voraussetzungen für die 

Aufstellung im beschleunigten Verfahren des Bebauungsplans sind gemäß § 13a Abs. 1 BauGB: 

a) zusätzliche Versiegelungen werden durch die Planung im Sinne einer Nachverdichtung 

zwar begründet, es entstehen durch die Bauleitplanung jedoch keine Versiegelungen von 

über 20.000 m². 

b) es bestehen weiterhin keine Anhaltspunkte dafür, dass Schutzgüter nach § 1 Abs. 6 Nr. 

7b (FFH- und Vogelschutzgebiete) beeinträchtigt werden. 

c) Es bestehen weiterhin keine Anhaltspunkte dafür, dass bei der Planung Pflichten zur Ver-

meidung oder Begrenzung von Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Abs. 1 

Bundes-Immissionsschutzgesetz zu beachten sind. 

d) Die Zulässigkeit von Vorhaben mit Pflicht zur Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht wird weder vor-

bereitet noch begründet. 

e) Die geordnete städtebauliche Entwicklung des Gemeindegebiets wird nicht beeinträch-

tigt. 

Die Kriterien a) bis e) werden bei der beabsichtigten Änderung des Bebauungsplanes als erfüllt 

angesehen. 

Der Gesetzgeber hat mit § 13a BauGB die Möglichkeit geschaffen, Bebauungsplanänderungen im 

Innenbereich zu vereinfachen. Damit gehen die folgenden Erleichterungen einher: 

- keine Pflicht zur Durchführung einer frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der 

Behörden und Träger öffentlicher Belange gemäß den §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB, 
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- keine Pflicht zum Ausgleich des mit der Planung verbundenen Eingriffs in Natur und 

Landschaft (die Belange des Natur- Artenschutzes sind weiterhin zu beachten), 

- keine Pflicht zur Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB und den 

damit zu erstellenden Umweltbericht und 

- keine Pflicht zur Erstellung einer zusammenfassenden Erklärung nach § 10a BauGB. 

3. Lage und Größe des Plangebiets 

Das Plangebiet umfasst vollumfänglich das Flurstück 4679 und teilumfänglich das Flurstück 4673. 

Die Größe des Plangebiets beträgt ca. 305 m². 

Abbildung 2: Katasterauszug mit Geltungsbereich�des Bebauungsplans Nr. 83 „Scheffelstraße“��

4. Bestand 

Das�Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 83�„Scheffelstraße“�liegt im südlichen�Siedlungsbereich 
der Stadt Hemsbach östlich der Bahntrasse und wird von Westen her durch die Scheffelstraße 

erschlossen. Im Norden und Süden grenzt die vorhandene Bebauungsstruktur der Scheffelstraße 

an. Der Geltungsbereich ist der Abbildung 2 zu entnehmen. 

Das Flurstück ist bereits ins Kataster aufgenommen und die Spielgeräte wurden abgeräumt. Ferner 

wurde die Bepflanzung auf dem Grundstück von Bäumen und Sträuchern befreit. Im Westen des 

Flurstücks befindet sich ein aufgeschütteter Erdwall mit vorhandener Bepflanzung. 
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Abbildung 3: Luftbild mit Geltungsbereich (Quelle: LUBW, 2025) 

Abbildung 4: Flurstück im März 2025 Abbildung 5: Flurstück im März 2025 

(Quelle: Stadt Hemsbach) (Quelle: Stadt Hemsbach) 

5. Übergeordnete Planungen 

5.1 Regionalplan 

Das Plangebiet liegt in der Raumnutzungskarte zum Einheitlichen Regionalplan (ERP) Rhein-

Neckar (siehe Abbildung 6) innerhalb der bestehenden Siedlungsfläche 

Aufgrund der geringen Größe ist der Geltungsbereich regionalplanerisch betrachtet ohne Relevanz. 
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Abbildung 6: Ausschnitt aus dem Einheitlichen Regionalplan Rhein-Neckar (ERP) 

5.2 Flächennutzungsplan 

Der gültige Flächennutzungsplan (FNP) der vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft (vVG) Hems-

bach-Laudenbach (siehe Abbildung 7) mit seiner 4. Änderung von 2016 sieht für den Geltungsbe-

reich des Bebauungsplans�Nr. 83�„Scheffelstraße“ bereits�eine Wohnbaufläche�vor. Eine Änderung��
ist daher nicht notwendig und der Bebauungsplan kann gemäß § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB aus dem 

FNP entwickelt werden. 

Abbildung 7: Ausschnitt aus der 4. Änderung des Flächennutzungsplans der vVG Hemsbach-Laudenbach 2016 
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6. Schutzvorschriften und Restriktionen 

Von der Planung sind keine Schutzgebiete von Natur und Landschaft betroffen. 

Allerdings liegt der gesamte Geltungsbereich im fachlichen abgegrenzten Wasserschutzgebiet 

„WZV Badische Bergstraße, Weinheim“ (siehe Abbildung 8). Dieses�Schutzgebiet hat keine recht-

liche Außenwirkung, sondern wurde aus naturwissenschaftlichen Aspekten abgegrenzt und ist bei 

Planungen lediglich zu berücksichtigen. 

Abbildung 8: Ausschnitt Wasserschutzgebiet (Quelle: LUBW, 2025) 

7. Natur- und Artenschutz 

Zur Vermeidung von Verstößen gegen die Schutzvorschriften Naturschutzgesetzgebung wurde das 

Plangebiet einer artenschutzrechtlichen Prüfung unterzogen. Die Begehungen fanden am 

24.04.2025, 02.05.2025 und am 08.05.2025 statt. 

Die artenschutzrechtliche Prüfung kommt zu dem Schluss, dass Biotope, Vegetationsgesellschaf-

ten und Lebensraumtypen nicht im Geltungsbereich des Bebauungsplans liegen. 

Hinsichtlich der Vogelarten wurden häufig vorkommende und weit verbreitete Arten wie z. B. Blau-

meise, Kohlmeise, Hausrotschwanz oder Haussperling um das Plangebiet herum angetroffen. In-

nerhalb des Plangebiets befinden sich keine Gehölzstrukturen oder anderweitige Lebensraumre-

quisiten, die ein Lebensstättenpotenzial aufweisen. Die Artengruppe der Vögel ist durch die Pla-

nung somit nicht betroffen. 

Die Artengruppe der Amphibien ist ebenfalls nicht durch die Planung betroffen, da es keine Flach-

gewässer oder Gewässer im Geltungsbereich des Bebauungsplans gibt. Auch temporäre Gewäs-

ser, wie Pfützen oder Lachen können sich aufgrund der Bodenbeschaffenheit nicht bilden und bie-

ten somit kein Lebensraum für Amphibien. 
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Die Artengruppe der Reptilien ist weiterhin nicht betroffen, da zu den Kontrollterminen keine beo-

bachtet wurden. Ein Vorkommen von Arten, wie z. B. der Mauer- oder Zauneidechse sowie 

Schlingnattern und Blindschleichen ist dennoch möglich. Der Geltungsbereich stellt in seinem ak-

tuellen Zustand jedoch kein Lebensraum dar. Auch die vorherige Nutzung der Fläche als Spielplatz 

dürfte kein Lebensraum für Reptilien aufgewiesen haben. Vorsorglich wurden Vermeidungsmaß-

nahmen, die eine Ansiedlung unterbinden sollen, beschrieben. 

Weitere andere relevante Arten können innerorts ausgeschlossen werden, da die Ungestörtheit 

oder Lebensraumvoraussetzungen fehlen. Aufgrund des innerörtlichen Verkehrs und freilaufender 

Hauskatzen besitzen bodengebundene Arten kaum Überlebenschancen für eine dauerhaften An-

siedlung. Mit weiteren planungsrelevanten Arten ist nicht zu rechnen. 

Minimierungs- und Vermeidungsmaßnahmen 

Der Vorhabenbereich ist im aktuellen Zustand (Rohboden) bis zum Baubeginn zu erhalten. So wäre 

zu erwarten, dass im Rahmen der Sukzession (ruderalisierende Brache) sich z.B. Reptilien in der 

Fläche einstellen könnten, was zu vermeiden wäre. Auch der Bereich der randlichen Säume hin zu 

Garten und der Bahnböschung sind im kurzrasigen Zustand bzw. als Rohboden zu erhalten. Somit 

sollte die benötigte Fläche, einschließlich Arbeitsraum, im mehrwöchigen Rhythmus umgebrochen 

(gegrubbert) werden. Dies wird nur erforderlich, wenn Vegetation aufkommt. 

Bei der Anbringung von Leuchtkörpern am Neubau oder im Bereich des Grundstückes ist darauf zu 

achten, dass diese nach unten abstrahlen, so dass es zu keinen Lichtemissionen in den westlich 

gelegenen Grünbestand oder umliegende Gärten kommen kann. Auch die benachbarten Gebäude 

sind nicht anzustrahlen, da auch hier mit Vorkommen geschützter Arten (Fledermäuse, Vögel) ge-

rechnet werden muss. Es dürfen somit nur Full-Cut-Off-Leuchten verwendet werden, die kein Licht 

über der Horizontalen abstrahlen. Als Leuchtkörper sind solche zu verwenden, die wenige Insekten 

anlocken. Diese sind LED-Leuchten mit geringem Blaulichtanteil (< 2.700 Kelvin) und somit gelb-

orange oder warm-weiße LED. Es wird hiermit auf § 21 Abs. 2 BNatSchG BW verwiesen. 

Bei der Herstellung von Glasfassaden (ab 0,5 m² Größe) sind diese gegen Vogelanflug kenntlich 

zu machen, um den Scheibenschlag zu reduzieren. Dies kann u.a. durch Aufkleben von vertikalen 

oder horizontalen Streifenmarkierungen erfolgen oder farblich beschichtete/getönten Scheiben. 

Eine Markierung mit senkrechten 1,5 cm breiten milchigen Streifen bei 10 cm Abstand ist hoch 

wirksam, ebenso wie eine Folie mit horizontalen 2 mm breiten schwarzen Streifen in 28 mm Ab-

stand. Auch Gitter, Blenden und Jalousien verringern das Anflugrisiko wirksam. Weiterhin nicht-

spiegelnde farbige/halbtransparente Scheiben (vgl. LAG-VSW-2021). 

8. Schallschutz 

Bis heute befindet sich die Schienentrasse der Deutschen Bahn unmittelbar westlich des Plange-

biets. Daher besteht für das Plangebiet nach wie vor eine Lärmbelastung. 
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Unter Berücksichtigung des ca. 5 m hohen bepflanzten Lärmschutzwalls entlang der Bahnstrecke 

und der Lärmschutzwand entlang der in Tieflage verlaufenden K 4229 sowie der Erfahrungen aus 

dem bestehenden benachbarten Wohngebiet sind im Plangebiet insbesondere in Erdgeschoss-

höhe in den Außenwohnbereichen (Gärten, Terrassen) gesunde Wohnverhältnisse zu erwarten. 

Der objektbezogene Schallschutznachweis gegen Außenlärm gemäß DIN 4109 ist standardmäßig 

im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens zu führen. 

Daher sind bei der Errichtung oder der baulichen Änderung von Gebäuden mit schutzbedürftigen 
Aufenthaltsräumen die Außenbauteile entsprechend den Anforderungen der DIN 4109-1:2018-
01, „Schallschutz�im�Hochbau�–�Teil 1:�Mindestanforderungen“,�und�DIN�4109-2:2018-01, „Schall-
schutz im Hochbau –�Teil 2: Rechnerische Nachweise der Erfüllung�der�Anforderungen“, auszubil-
den. Die erforderlichen Schalldämm-Maße der Außenbauteile sind im Baugenehmigungsverfahren 
gemäß DIN 4109-1:2018-01 und DIN 4109-2:2018-01 nachzuweisen. 

Bei der Errichtung oder der baulichen Änderung von Schlaf- und Kinderzimmern sind schalldäm-
mende Maßnahmen vorzusehen, wenn der Nacht-Beurteilungspegel an den zur Belüftung erfor-
derlichen Fenstern dieser Räume > 40 dB (A) beträgt. Auf dezentrale schallgedämmte Lüftungs-
geräte für diese Räume kann verzichtet werden, wenn durch andere Maßnahmen ein ausreichender 
und schallgedämmter Luftaustausch gewährleitet ist. 

9. Erläuterungen zu den bauplanungsrechtlichen Festsetzungen 

9.1 Art der baulichen Nutzung 

Der Bebauungsplan�Nr. 83�„Scheffelstraße“�sieht die Schaffung von Wohnraum vor. Am bestehen-

den Bebauungsplan orientierend wird ein allgemeines Wohngebiet gemäß § 4 BauNVO festge-

setzt. 

Die ausnahmsweise zulässigen Nutzungen gemäß § 4 Abs. 3 Nr. 1, 3, 4 und 5 BauNVO werden mit 

Ausnahme der Nr. 2 nicht Bestandteil des Bebauungsplans, da diese Art von Nutzungstypen nicht 

der Eigenart der näheren Umgebung entsprechen, diese Nutzungen bereits an anderer Stelle im 

Stadtgebiet vorzufinden sind und die geringe Größe des Grundstücks nicht die erforderlichen Ka-

pazitäten für eine derartige Nutzung aufweist. 

Die Ausnahme der Nr. 2 soll die Errichtung und Nutzung von Ferienwohnungen ermöglichen, da 

diese in der Rechtsprechung als sonstige nicht störende Gewerbebetriebe eingestuft sind und sie 

mit der dominierenden Wohnnutzung im allgemeinen Wohngebiet harmoniert. 

9.2 Maß der baulichen Nutzung 

Damit sich die zukünftige Bebauung des Flurstücks in die bestehende Bebauungsstruktur einfügt, 

werden eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4, eine Geschossflächenzahl (GFZ) von 0,8 und die Zahl 

der Vollgeschosse auf zwei Vollgeschosse festgesetzt. 
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9.3 Bauweise 

Die Bebauung soll durch ein freistehendes Einzelhaus erfolgen. Es wird daher die offene Bauweise 

festgesetzt. Weiterhin ist das Gebäude traufseitig zur Straßenbegrenzungslinie hin zu errichten, um 

sich in das bestehende Straßenbild einzufügen. 

9.4 Überbaubare Grundstücksfläche 

Die überbaubare Grundstücksfläche wurde durch Baugrenzen so festgesetzt, dass genügend 

Spielraum zum Platzieren der Haupt- und Nebenanlagen vorhanden ist. Damit sich die Hauptan-

lage in die bestehende Bauflucht einfügt, wurde eine Baulinie mit 3 m Abstand zur Straßenbegren-

zungslinie festgesetzt. 

9.5 Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft 

Zum Schutz von Insekten, Vögeln und anderen Kleintieren wurden Maßnahmen hinsichtlich der 

insektenfreundlichen Beleuchtung, der vogelfreundlichen Ausführung von Glasfassaden sowie 

Maßnahmen hinsichtlich der Kleintierpassierbarkeit festgesetzt. Ferner ist vor Beginn ein Reptili-

enschutzzaun entlang der westlichen Böschungskante zu errichten, um ein Einwandern dieser in 

den Baubereich zu verhindern. 

9.6 Maßnahmen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 

Um den Anforderungen des Schallschutzes Rechnung zu tragen wird im Bebauungsplan festge-

setzt, dass passive Schallschutzmaßnahmen bei der Errichtung von Wohngebäuden zu beachten 

sind. Die Anforderungen richten sich nach den Vorschriften der DIN 4109 "Schallschutz im Hoch-

bau“.��

Weiterhin sind die Fenster so anzuordnen, dass mindestens ein zu öffnendes Fenster nicht der 

Lärmquelle zugewandt ist, sofern diese nicht mit Belüftungsanlagen ausgestattet sind. 

Ferner sind schutzbedürftige Räume wie z. B. Schlafzimmer, Wohnzimmer und Kinderzimmer bei 

der internen Raumaufteilung so anzuordnen, dass diese möglichst weit von der Lärmquelle entfernt 

liegen. 

10. Erläuterungen zu den örtlichen Bauvorschriften 

10.1 Anforderungen an die Gestaltung der Dächer 

Die umliegende Bebauungsstruktur ist geprägt von Satteldächern und von Dachneigungen zwi-

schen 25° und 35°. Damit sich das Gebäude einfügt, werden ebenfalls die Dachausführung als 

Satteldach und eine Dachneigung von 25° bis 35° festgesetzt. 
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10.2 Anforderungen an die Gestaltung der Einfriedungen 

Die Satzung über die gärtnerische Gestaltung von Vorgärten im Gebiet der Stadt Hemsbach (Vor-

gartensatzung) sieht unter § 2 Absatz 6 Anforderungen an die Gestaltung der Einfriedungen vor. 

Damit die Vorschriften weiterhin Rechtskraft entfalten, wird § 2 Absatz 6 der Vorgartensatzung als 

örtliche Bauvorschrift mit in die textlichen Festsetzungen aufgenommen. Hiernach darf die maxi-

male Höhe der straßenseitigen Einfriedungen des Vorgartens 1,2 m nicht überschreiten. Die Höhe 

der Einfriedungen an anderen straßenseitigen Grundstücksgrenzen darf 1,8 m nicht überschreiten 

und sind in Form von Laubgehölzhecken herzustellen. Alternativ ist die Errichtung von Einfriedun-

gen zulässig, wenn diese in Laubgehölzhecken integriert beziehungsweise durch diese zur öffent-

lichen Verkehrsfläche hin verdeckt werden. Aufgrund der LBO-Novelle, welche im September 

2025 rechtskräftig wurde, können die Vorschriften zur Gestaltung der Einfriedungen bei der Errich-

tung von Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien nicht entgegengehalten werden. 

10.3 Anforderungen an die Gestaltung der unbebauten Grundstücksflächen 

Die Satzung über die gärtnerische Gestaltung von Vorgärten im Gebiet der Stadt Hemsbach (Vor-

gartensatzung) sieht in § 2 in den Absätzen 1 –�5 und 7 Anforderungen an die Gestaltung der 

unbebauten Grundstücksflächen vor. Damit diese weiterhin Rechtskraft entfalten, werden die ge-

nannten Absätze des § 2 der Vorgartensatzung als örtlichen Bauvorschriften mit in die textlichen 

Festsetzungen aufgenommen. 

Unbebaute Grundstücksflächen sind auf ihrer gesamten Fläche zu begrünen, zu bepflanzen und 

dauerhaft zu erhalten. Versiegelungen jeglicher Art sind mit wasserdurchlässigen Materialien her-

zustellen, damit die Versickerung von Niederschlagswasser weiterhin auf den Grundstücken er-

möglicht wird. 

Befestigte Flächen aller Art sind auf maximal 50 Prozent der Vorgartenfläche zulässig. Dazu zählen 

Pflaster, Rasengittersteine, wassergebundene Decken, Steine, Sand, Kiesel- und Schotterflächen 

und ähnliche Flächen sowie Stellplätze, Carports, Garagen und andere Nebengebäude z. B. Müll-

tonneneinhausungen oder Wärmepumpen. Weiterhin zählen zu den befestigten Flächen auch die 

unter der Bepflanzung befestigten Flächen hinzu, da diese keine Versickerung erlauben. 

Ferner sind Stellplätze in der Vorgartenfläche mit wasserdurchlässigen Materialien herzustellen. 

Wenn etwaige Stellplatzflächen über den Versiegelungsgrad von 50 Prozent kommen, so ist für 

jeden zusätzlich geschaffenen Stellplatz ein standortgerechter Laubbaum gemäß der Anlage 2 der 

Vorgartensatzung im Vorgarten zu pflanzen. 

Wenn sich Stellplätze zulässigerweise im rückwärtigen Bereich des Grundstücks befinden, kann 

pro bebautes Grundstück jeweils eine Grundstückszufahrt mit einer maximalen Breite von 3,5 Me-

tern hergestellt werden. Die Grundstückszufahrt ist ebenfalls mit wasserdurchlässigen Materialien 

herzustellen. 

Letztlich darf die Vorgartenfläche nicht als Arbeits- oder Lagerfläche genutzt werden. 
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